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Bekanntmachungsanordnung der Vorbereitungssatzung zur Umlage der Kosten der
Gewässerunterhaltung gemäR § 64 LWG NRW der Stadt Herten

Die Vorbereitungssatzung zur Umlage der Kosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 64 LWG NRW
der Stadt Herten, die der Rat in seiner Sitzung am 11.07.2018 beschlossen hat, wird hiernnit öffentlich
bekanntgemacht.

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der

Vorbereitungssatzung zur Umlage der Kosten der Gewässerunterhaltung gemäR § 64 LWG NRW
der Stadt Herten Vein rioe.XicS

mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung
verfahren worden ist.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gennacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehnnigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der BLirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensnnangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Herten, 01.August.2018
In Vertretung

Christoph Heidenreich
Stadtbaurat



Vorbereitungssatzung zur Umlage der Kosten der Gewäs-
serunterhaltung gemäß § 64 LWG NRW der Stadt Herten

/49/17NOR200

Aufgrund

der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung von, 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der
jeweils geltenden Fassung,

des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom
21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom
08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,

der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBI. I 2009, S. 2585 if., zuletzt geändert
durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBI. I 2016, S. 1972), in der jeweils geltenden Fas-
sung,

der §§ 62 bis 65 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom
08.07.2016 (GV NRW 2016, S. 559 ff.) in der jeweils geltenden Fassung,

- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBI. 11997, S. 602),
zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBI. I
2016, S. 1666), in der jeweils geltenden Fassung,

hat der Rat der Stadt Herten in seiner Sitzung ie folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern

(1) Der Stadt werden Mr die Unterhaltung der folgenden Gewässer 2. Ordnung und der
sonstigen Gewässer durch die Wasser- und Bodenverbände Lippeverband, Emscher-
genossenschaft und Wasserverband Marl Ost gemäß § 62 Abs. 3 LWG NRW i.V.m. §
64 Abs. 2 LWG NRW Verbandsbeiträge auferiegt.

Es handelt sich um folgende Wasser- und Bodenverbände:

Lippeverband für das Gewässer Hasseler Mühlenbach (4.068,62 m)



Emschergenossenschaft für die Gewässer:

Backumer Bach (1.189,03 m)
Holzbach (6.678,29 m)
Resser Bach (6.158,28 m)
Schellenbruchgraben (3.400,74 m)
Emscher (4.138,69 m)

Marl-Ost für die Gewässer:

Kleverbecke (8.264,73 m)
Wiesenbach (1.041,72 m)
Elper Bach (906,92 m)
Schultebach (1.452,25 m).

Flit* die weiteren, nachfolgend genannten Gewässer 2. Ordnung und der sonstigen Ge-
wässer führt die Stadt die Unterhaltung selbst durch:

Bertlicher Bach (830,40 m)
Backumer Bach (611,00 m)
Ebbelicher Bach (1.309,82 m)
Holzbach (693,00 m)
Lamerrothbach (2.449,21 m)
Sienbeckbach (1.413,00 m)
Wieschenbeckgraben (556,16 m)
Hasseler Mühlenbach (1.880,00 m)
Marpenbach (415,00 m)
Resser Bach (412 m)
Spanenkampgraben (329,84 m)
Schellenbruchgraben (645,00 m)
Stuckenbuschgraben (82,00 m)
Telgenbuschgraben (635,38 m).

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 WHG:

die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen Was-
serabflusses (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG),
die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer stand-
ortgerechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasserabfluss (§
39 Abs. 1 Nr. 2 WHG),
die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern mit Ausnahme der besonde-
ren Zufahrten zu Häfen und Schifffahrtsanlegestellen (§ 39 Abs. 1 Nr. 3 WHG),
die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, ins-
besondere als Lebensraum von vvildlebenden Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 Nr. 4
WHG),
die Erhaltung des Gewässers in einen Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder
Rückhaltung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftli-
chen Bedürfnissen entspricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG).

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 1 WHG muss die Gewässerunterhaltung sich an den Bewirtschaf-
tungszielen nach Maßgabe der §§ 27 bis 31 WHG ausrichten und darf die Erreichung dieser
Ziele nicht gefährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 2 Satz 2 WHG den
Anforderungen entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG an die Gewds-



serunterhaltung gestellt sind. Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 WHG ist bei der Gewässerunterhal-
tung der Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu
tragen; Bild und Erholungswert der Gewasserlandschaft sind zu berücksichtigen.

(3) Gemäß § 61 Satz 1 LWG NRW erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers
auf das Gewasserbett und auf die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach § 61 Satz 2 LWG NRW
auch die Freihaltung, Reinigung und Räumung des Gewässerbettes und der Ufer von Unrat,
soweit es dem Umfang nach geboten ist.

§ 2

Umlage des Unterhaltungsaufwandes

(1) Die Stadt legt die Verbandsbeitrage Mr die Gewasserunterhaltung der in § 1 genannten Ge-
wasser gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 LWG NRW gemaß § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG
NRW auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet des jeweiligen Gewassers um, in wel-
chem das Grundstück gelegen ist. RI' die weiteren in § 1 dieser Satzung genannten Gewasser
2. Ordnung und der sonstigen Gewasser, bei denen die Stadt die Unterhaltung selbst durch-
fart, legt die Stadt den ihr aus der Unterhaltung der Gewasser entstehenden Aufwand gernaß
§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 LWG NRW ebenfalls nach den gleichen Maßgaben um.

(2) Die Gewasserunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW zusatzlich

- die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage,
- den Aufwand Mr die Ermittlung der Grundlagen für die Umlage sowie
- die Kosten für das Gewasserkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG NRW).

§ 3
Erschwerer

(1) Erschwerer sind nach § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Eigentümer von Grundstücken und
Anlagen, welche die Unterhaltung Ober die bloße Beteiligung am natürlichen Abflussvorgang
hinaus erschweren, d. h. insbesondere bestimmte Hindemisse für den Wasserabfluss schaf-
fen. Hierzu gehören z.B. Gewasserverrohrungen, Brückenbauwerke und Einleitungsstellen von
äffentlichen Regenwasserkandlen in ein Gewasser.

(2) Der von den Erschwerem insgesamt aufzubringende Anteil wird vorab als Prozentsatz des Ge-
samtaufwands der Gewasserunterhaltung ermittelt und auf die einzelnen Erschwerer verteilt.

§ 4
Gebührenpflichtige im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen Einzugsgebiet desjeni-
gen Gewassers, in welchem das Grundstück gelegen ist und die im Zeitpunkt der Bekanntgabe
des Gebührenbescheides im Grundbuch als GrundstCrckseigentümer eingetragen sind. Grund-
stücke im seitlichen Einzugsgebiet sind alle Grundstücke innerhalb eines Bereichs von Was-
serscheiden, von denen aus ein Zufluss des Wassers zum Gewasser erfolgen kann. Ein Grund-
stück kann auch zu mehreren seitlichen Einzugsgebieten gehören. Auf einen unmittelbaren



Zufluss zum Gewasser kommt es nicht an. Entscheidend ist allein die Lage des Grundstücks
im seitlichen Einzugsgebiet des Gewässers.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück.

(3) 1st das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die SteIle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte (§ 64 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW). Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamt-
schuldner.

(4) Wird das Eigentum an einem Grundstück übertragen, so ist der bisherige und der neue Eigen-
Ulmer verpflichtet, den Eigentumswechsel der Gemeinde anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige,
so haften der bisherige und der neue Eigentümer solange als Gesamtschuldner für die seit dem
Eigentumswechsel entstandenen Gebühren, bis die für die Veranlagung zuständige SteIle von
dem Eigentumswechsel Kenntnis erhält.

§
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühr bemisst sich gernall § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW pro Quadratmeter Grundstücks-
fläche. Dabei werden die Kosten zur Erfüllung der Pflicht zur Gewässerunterhaltung (§ 1 dieser
Satzung) gernaß § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW zu 90 % auf die versiegelten Flächen und zu
10 % auf die übrigen (= unversiegelten) Flächen umgelegt, die sich auf Grundstücken befinden,
die im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers liegen.

(2) Versiegelte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf denen
bauliche Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss abweichende
Versiegelungen des Bodens vorzufinden sind. Versiegelte Flächen sind hiemach insbesondere
die mit Gebäuden bebauten Flächen sowie die Befestigung von Flächen durch Beton, Asphalt,
Schotter oder ahnliche Materialien.

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unversiegelten Flächen,
die eine natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehären insbesondere Rasenflä-
chen, Blumenbeete, Wiesen, Acker, Weiden und Waldflächen.

(4) Die Stadt erstellt durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von den Grundstücken
oder greift auf Bildflugdaten des Landes NRW zurück. Die Datenerhebung, Datenspeicherung
und Datennutzung erfolgt zur verursachergerechten Abrechnung der Gewässerunterhaltungs-
gebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG NRW und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung dieser
Gebühr. lnsoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbun-
denen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.

§ 6
Mitwittungspflicht, Betretungsrecht

Die Gebührenpflichtigen haben zu dulden, dass Mitarbeiter oder Beauftragte der Stadt mit
Berechtigungsausweis die Grundstücke betreten kännen, um die Bemessungsgrundlagen
festzustellen oder zu überprüfen.



§ 7
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft



Bürgermeister der Stadt Herten Herten, 04.0a . D0)8,

Bekanntmachung

Planfeststellung für den Neubau der ca. 23 km langen Erdgastransportleitung

DN 600, DP 70, der Thyssengas GmbH vom Übergabepunkt an der bestehenden

Erdgasleitung in Datteln (Hachhausen) bis zum Heizkraftwerk der STEAG in

Herne.

Die Thyssengas GmbH, Emil-Moog-Platz 13, 44137 Dortmund hat mit Schreiben vom

13.07.2018 für das o. a. Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststellungsverfah-

rens gemäß §§ 43 if. des Gesetzes Ober die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Ener-

fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) beantragt. Für das

Vorhaben besteht die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung gemäß § 3a und § 3b I. V. m. Anlage 1 Nr. 19.2.3 des Gesetzes Ober die

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung dieses Gesetzes, die vor dem

16.05.2017 galt (siehe Übergangsregelung in § 74 Abs. 2 Nr. 1 der geltenden Fassung

des UVPG).

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen werden Grundstücke in der

- Stadt Datteln, Gemarkung Datteln
- Stadt Oer-Erkenschwick, Gemarkung Oer-Erkenschwick
- Stadt Recklinghausen, Gemarkung Recklinghausen
- Stadt Herten, Gemarkung Herten
- Stadt Herne, Gemarkung Baukau
- Stadt Ha!tern am See, Gemarkung Haltern-Kirchspiel
- Stadt Marl, Gemarkung Marl

beansprucht.



z
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit

vom 15.08.2018 bis einschließlich 14.09.2018

in der Stadt Herten, Kurt-Schumacher-Str. 2., 45699 Herten, Zimmer 342,

während der Dienststunden

Montag 8:00 bis 16:00 Uhr,

Dienstag, Mittwoch, Freitag 8:00 bis 12:30 Uhr

Donnerstag 8:00 bis 12:30 und 14:00 bis 17:30

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

1. Jeder kann bis spätestens 2 Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist

bis zum 28.09.2018 einschließlich,

bei der Bezirksregierung Münster (Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde),

Domplatz 1 -3, 48143 Münster, oder bei der Stadt Herten, FB 2, Kurt-Schumacher-

Str. 2., 45699 Herten Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Nieder-

schrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das

Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.

Nach Ablauf dieser Einwendungs-/ Äußerungsfrist sind Einwendungen und Äuße-

rungen ausgeschlossen (§ 9 Abs. 1c u. Abs. le UVPG). Dieser Ausschluss gilt nur

für das Verwaltungsverfahren.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-

zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden

(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite



deutlich sichtbar ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter der üb-

rigen Unterzeichner zu bezeichnen. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein.

Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 1

und 2 VwVfG NRW).

Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit unberücksich-

tigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleser-

lich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 S. 3 VwVfG NRW).

Auf elektronischem Wege können Einwendungen wie folgt erhoben werden:

durch De -Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung

nach dem De-Mail-Gesetz. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brms-

nrw.de-mail.de

durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elekt-

ronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde. Die E-Mail-

Adresse lautet: poststelle brms.sec.nrw.de

2. Diese öffentliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der

a) vom Bund oder Land anerkannten Naturschutzvereinigungen

b) sowie den sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umwelt-

schutz einsetzen und nach den in anderen gesetzlichen Vorschriften zur

Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten vorgesehenen

Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen),

von der Auslegung des Plans.

3. In der Regel findet ein Erörterungstermin statt. Die Anhörungsbehörde kann auf

eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen

verzichten (§ 43a Nr. 2 EnWG). Findet ein Erörterungstermin statt, so wird dieser



vorher ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die recht-

zeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird

der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG NRW). Sind

mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche

Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 S. 4 VwVfG NRW).

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist

durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anh'örungs-

behörde zu geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn

verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungs-

termins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und

Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung ent-

stehende Kosten werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit Ober sie nicht in der Planfeststellung dem

Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht im Erörterungstermin, sondern in

einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Ober die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhö-

rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung

der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen,

die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntma-

chung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74

Abs. 5 S. 1 VwVfG NRW).

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 44a

EnWG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein

Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).



8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,

dass die für das Verfahren und für die Entscheidung Ober die Zulässigkeit des

Vorhabens sowie für Äußerungen und Nachfragen zuständige Behörde die

Bezirksregierung Münster, hier das Verkehrsdezernat, ist,

dass Ober die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss

entschieden werden wird,

dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung

der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 9

Abs. 1 UVPG ist und

dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG entschei-

dungserheblichen Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung beinhal-

ten. Folgende umweltbezogene Unterlagen sind in den Planunterlagen enthal-

ten:

Unterlagen- Bezeichnung der Unterlage Verfasser Datum

Nr.

1 Erläuterungsbericht ARGE Lange- 27.03.2018

Nickel

8 Wasserrechtliche Belange ARGE Lange- 27.03.2018

Nickel

12 Umweltverträglichkeitsunter- ARGE Lange- 27.03.2018

suchung Nickel

13 Thyssengas ohne

Verträglichkeitsprüfung

14 Landschaftspflegerischer ARGE Lange- 27.03.2018

Begleitplan Nickel

15 Artenschutzrechtlicher ARGE Lange- 27.03.2018

Fachbeitrag Nickel



--- -

16 Fachbeitrag zur Wasserrah- ARGE Lange- 27.03.2018

nnenrichtlinie Nickel

17 Bodenschutzkonzeption GZP GbR 28.03.2018

18 Lenkungskonzept für bauzeitli- ARGE Lange- 27.03.2018

che Beanspruchung von Rad- Nickel

und Wanderwegen

19 Gutachten zunn Bau der Erd- Arccon Ingeni- 23.02.2018

gastransportleitung im Bereich eurgesell-

der Vestischen Klüftungszone schaft mbH

20 Gutachten Neubau der Erd- Dr.-Ing. Veen- 15.03.2018

gastransportleitung Datteln- ker Ingenieur-

Herne; Zwei Kreunzungsberei- gesellschaft

che der Leitung mit der Vesti- nnbH

schen Klüftungszone

Teil D Mitzuentscheidende Genehmi- ARGE Lange- 27.03.2018

gungen, Befreiungen Nickel

9. Die Planunterlagen können für die Dauer der Auslegung bei der Stadt Herten und

im Internet auf der Seite der Bezirksregierung Münster unter

www.brrns.nrw.de/go/verfahren unter dem Stichwort "Planfeststellungsverfahren

Gasleitung Datteln - Herne"eingesehen werden. Mallgeblich ist der lnhalt der aus-

gelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG).

( a,(01.24.4L
Amtliches Veröffentlichungsblatt (I. V. Unterschrift Stadtbaurat )

der Stadt Herten



- ALE-

Bekanntmachung

Ober den Jahresabschluss 2017
der WiN Emscher-Lippe GmbH

WiN EMSCHER-LIPPE
Gesellschaft zur
Strukturverbesserung mbH

Die Gesellschafterversammlung der WiN Emscher-Lippe GmbH hat am 18.06.2018
den Jahresabschluss der WiN Emscher-Lippe GmbH zum 31.12.2017 festgestellt
und genehmigt.

Die mit Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Treuhand West GmbH hat folgenden Bestätigungsvermerk erteilt.

haben den Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und
Verlustrechnung sowie Anhang unter Einbeziehung der Buchführung und den
Lagebericht der WiN Emscher-Lippe GmbH, Herten, für das Geschäftsjahr vom
01. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Unsere Prüfung hat zu keinen
Einwendungen geführt."

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 05.11.2018 bis 09.11.2018
in den Geschäftsräumen der WIN Emscher-Lippe GmbH, Herner Str. 10, 45699
Herten in der Zeit von 09.00 bis 15.00 Uhr aus.

W-Fkrmschey.-L-ippe GmbH

(
Bernd Grog
Geschäftsfüllter


